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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Bundesrepublik Deutschland
Sozialgericht Bundessozialgericht
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 7
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1. Instanz

Aktenzeichen -
Datum 23.07.1998

2. Instanz

Aktenzeichen L 2 AL 84/98
Datum 25.07.2000

3. Instanz

Datum 15.08.2002

Auf die Revision des KlÃ¤gers wird das am 25. Juli 2000 verkÃ¼ndete Urteil des
Landessozialgerichts Mecklenburg-Vorpommern (Az: L 2 AL 84/98) aufgehoben und
die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das Landessozialgericht
zurÃ¼ckverwiesen.

GrÃ¼nde:

I

Streitig ist die teilweise Aufhebung und Erstattung von AltersÃ¼bergangsgeld
(AlÃ¼g) fÃ¼r die Zeit vom 1. Januar 1992 bis 31. Januar 1996 in HÃ¶he von
insgesamt 29.050,00 DM.

Der am 29. Juni 1936 geborene KlÃ¤ger war bis 31. Dezember 1991 als
Abteilungsleiter bei der S. und L. GmbH in P. mit einem monatlichen
Bruttoarbeitsentgelt von 3.075,00 DM beschÃ¤ftigt. Er beantragte am 13.
November 1991 die GewÃ¤hrung von AlÃ¼g und gab dabei auf dem
Antragsformular an, auf seiner Steuerkarte sei zu Beginn des Jahres 1991 die
Steuerklasse IV und ab Oktober 1991 die Steuerklasse III eingetragen. FÃ¼r das
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Jahr 1992 machte er auf dem Antragsformular keine Angabe; insoweit ist dort nach
der Steuerkarte fÃ¼r das folgende Jahr (falls diese bereits vorliegt) gefragt. Auf die
neue Lohnsteuerkarte fÃ¼r das Jahr 1992 wurde beim KlÃ¤ger die Steuerklasse V
eingetragen. Die Beklagte bemerkte dies erst, nachdem der KlÃ¤ger am 4. Januar
1996 die Lohnsteuerkarte fÃ¼r das Jahr 1996 vorgelegt hatte, auf der bis 31. Januar
1996 ebenfalls die Steuerklasse V eingetragen war.

Zuvor hatte die Beklagte dem KlÃ¤ger ab 1. Januar 1992 AlÃ¼g bewilligt (Bescheid
vom 29. November 1991) und in der Folgezeit bis zur ErschÃ¶pfung des Anspruchs
am 24. Dezember 1996 gezahlt; dabei hat sie den jeweiligen
Bewilligungsbescheiden die Leistungsgruppe C zu Grunde gelegt. Nachdem die
Beklagte den KlÃ¤ger zunÃ¤chst mit Schreiben vom 4. MÃ¤rz 1996 zu einer
Ã�berzahlung fÃ¼r die Zeit vom 1. Januar 1992 bis 31. Januar 1996 in HÃ¶he von
insgesamt 29.050,00 DM angehÃ¶rt hatte, hob sie zunÃ¤chst im Einzelnen
bezeichnete Bewilligungen fÃ¼r die Zeit vom 1. Juli 1994 bis 31. Januar 1996
teilweise in HÃ¶he von 14.458,50 DM auf und forderte den entsprechenden Betrag
zurÃ¼ck (Bescheid vom 5. Juni 1996). WÃ¤hrend des Widerspruchsverfahrens
Ã¤nderte sie diesen Bescheid dahin ab, dass im Einzelnen benannte
Bewilligungsbescheide fÃ¼r die Zeit vom 1. Januar 1992 bis 31. Januar 1996
teilweise aufgehoben wurden, weil der Steuerklassenwechsel zum 1. Januar 1992
nicht angezeigt worden sei, sodass insgesamt 29.050,00 DM zu erstatten seien
(Bescheid vom 1. Oktober 1996; Widerspruchsbescheid vom 29. November 1996).
Im Widerspruchsbescheid wurde als Rechtsgrundlage fÃ¼r die Aufhebung Â§ 48
Sozialgesetzbuch Zehntes Buch â�� Verwaltungsverfahren â�� (SGB X) genannt,
wÃ¤hrend der Bescheid vom 1. Oktober 1996 noch auf Â§ 45 SGB X gestÃ¼tzt war.

Die Klage hatte beim Sozialgericht (SG) Erfolg (Urteil vom 23. Juli 1998). Das
Landessozialgericht (LSG) hat zunÃ¤chst am 9. Mai 2000 eine mÃ¼ndliche
Verhandlung durchgefÃ¼hrt (Besetzung der Richterbank: PrÃ¤sident des LSG Dr. W.
, Richter am LSG S. , Richter am SG A. , ehrenamtliche Richter S. und K. ), in der der
KlÃ¤ger anwesend war. Auf die mÃ¼ndliche Verhandlung vom 4. Juli 2000
(Besetzung der Richterbank: PrÃ¤sident des LSG Dr. W. , Richter am SG A. und G. ,
ehrenamtliche Richterin R. , ehrenamtlicher Richter L. ), an der der KlÃ¤ger nicht
teilgenommen hat, hat das LSG durch am 25. Juli 2000 verkÃ¼ndetes Urteil die
Entscheidung der Beklagten bestÃ¤tigt und die Klage abgewiesen. Zur
BegrÃ¼ndung seiner Entscheidung hat es ausgefÃ¼hrt, Rechtsgrundlage fÃ¼r die
streitige teilweise rÃ¼ckwirkende Aufhebung der Leistungsbewilligungen sei Â§ 48
SGB X iVm Â§ 152 Abs 3 ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz (AFG). Durch den
Lohnsteuerklassenwechsel des KlÃ¤gers sei ab 1. Januar 1992 eine falsche
Leistungsgruppe zu Grunde gelegt worden. GemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs 1 Satz 2 SGB X
habe die Beklagte deshalb die Bewilligungsbescheide teilweise aufheben mÃ¼ssen.
Zwar habe der KlÃ¤ger nicht grob fahrlÃ¤ssig eine Mitteilungspflicht verletzt. Jedoch
sei er grob fahrlÃ¤ssig in Unkenntnis der Rechtswidrigkeit iS von Â§ 48 Abs 1 Satz 2
Nr 4 SGB X gewesen. Der KlÃ¤ger sei nach seiner persÃ¶nlichen Urteils- und
KritikfÃ¤higkeit sowie seinem EinsichtsvermÃ¶gen, soweit es sich dem erkennenden
Senat auf Grund der mÃ¼ndlichen Verhandlung darstelle, durchaus in der Lage,
seine leistungsrechtlichen Interessen wahrzunehmen und behÃ¶rdliche
Entscheidungen zu hinterfragen.
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Der KlÃ¤ger rÃ¼gt eine Verletzung des verfassungsrechtlichen Gebots des fairen
Verfahrens (Â§Â§ 117, 124, 129 Sozialgerichtsgesetz (SGG), 202 SGG iVm Â§ 551 Nr
1 Zivilprozessordnung (ZPO)). Er ist der Ansicht, die Feststellungen des LSG zu
seiner persÃ¶nlichen Urteils- und KritikfÃ¤higkeit sowie seinem EinsichtsvermÃ¶gen
seien verfahrensfehlerhaft zu Stande gekommen. Das am 25. Juli 2000
verkÃ¼ndete Urteil des LSG sei auf die mÃ¼ndliche Verhandlung vom 4. Juli 2000
ergangen, zu der er weder geladen noch erschienen sei. Das LSG habe sich deshalb
lediglich auf den persÃ¶nlichen Eindruck in der davor liegenden mÃ¼ndlichen
Verhandlung vom 9. Mai 2000 stÃ¼tzen kÃ¶nnen. Bei dieser mÃ¼ndlichen
Verhandlung seien jedoch nur zwei Berufsrichter anwesend gewesen, die die
Entscheidung vom 4. Juli 2000 mitgefÃ¤llt hÃ¤tten. Das Urteil des LSG beruhe
deshalb auch auf dem Verfahrensmangel.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,

das Urteil des LSG aufzuheben und die Sache zur erneuten Verhandlung und
Entscheidung an das LSG zurÃ¼ckzuverweisen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das Urteil des LSG fÃ¼r zutreffend.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
durch Urteil einverstanden erklÃ¤rt (Â§ 124 Abs 2 SGG).

II

Die Revision des KlÃ¤gers ist iS der Aufhebung der LSG-Entscheidung und der
ZurÃ¼ckverweisung der Sache an das LSG begrÃ¼ndet (Â§ 170 Abs 2 Satz 2 SGG).
Insoweit hat der KlÃ¤ger mit seiner den Voraussetzungen des Â§ 164 Abs 2 Satz 2
SGG entsprechenden VerfahrensrÃ¼ge dem LSG zu Recht vorgeworfen, es habe
gegen den Grundsatz der Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme verstoÃ�en (Â§Â§
117, 128 SGG).

Das LSG hat in seiner Entscheidung den Vorwurf, der KlÃ¤ger sei grob fahrlÃ¤ssig in
Unkenntnis darÃ¼ber gewesen, dass ihm zu hohes AlÃ¼g im streitbefangenen
Zeitraum ausgezahlt worden sei, ausdrÃ¼cklich darauf gestÃ¼tzt, der KlÃ¤ger sei
nach seiner persÃ¶nlichen Urteils- und KritikfÃ¤higkeit sowie seinem
EinsichtsvermÃ¶gen, soweit es sich dem erkennenden Senat auf Grund der
mÃ¼ndlichen Verhandlung dargestellt habe, durchaus in der Lage, seine
leistungsrechtlichen Interessen wahrzunehmen und behÃ¶rdliche Entscheidungen
zu hinterfragen. Einen persÃ¶nlichen Eindruck konnten sich indes nicht sÃ¤mtliche
der an der Entscheidung auf die mÃ¼ndliche Verhandlung vom 4. Juli 2000
beteiligten fÃ¼nf Richter machen, sondern lediglich zwei, die bereits an der
frÃ¼heren mÃ¼ndlichen Verhandlung am 9. Mai 2000 teilgenommen hatten.
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Der Grundsatz der freien BeweiswÃ¼rdigung (Â§ 128 SGG) und der Unmittelbarkeit
der Beweisaufnahme (Â§ 117 SGG) erfordern jedoch, dass sich alle die
Entscheidung treffenden Richter einen persÃ¶nlichen Eindruck vom KlÃ¤ger als
Beteiligten gemacht haben, wenn sie ihre Entscheidung darauf stÃ¼tzen (vgl
BVerwG Buchholz 402.25 Â§ 1 AsylVfG Nr 235; BFH/NV 1992, 115 ff; BGH NJW-RR
1997, 506 f). Dies gilt nur dann nicht, wenn der persÃ¶nliche Eindruck, den die
Richter einer frÃ¼heren mÃ¼ndlichen Verhandlung von einem Zeugen bzw
Beteiligten gewonnen haben, protokolliert oder auf sonstige Weise aktenkundig
gemacht worden ist und sich die Beteiligten dazu erklÃ¤ren konnten (vgl die zitierte
Rechtsprechung). Gerade dies ist vorliegend nicht geschehen. Hierin liegt ein
wesentlicher Verfahrensmangel, der zur ZurÃ¼ckverweisung der Sache an das LSG
fÃ¼hrt. Daran Ã¤ndert nichts der Umstand, dass es im sozialgerichtlichen Verfahren
das fÃ¶rmliche Beweismittel der Parteivernehmung nicht gibt (vgl Â§ 118 Abs 1 SGG
, der nicht auf Â§ 445 ZPO verweist). Die fÃ¼r Zeugen maÃ�geblichen GrundsÃ¤tze
gelten gleichwohl entsprechend (BSG USK 8341). Der VerstoÃ� des Gerichts gegen
das Gebot der Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme ist auch nicht gemÃ¤Ã� Â§ 295
Abs 1 ZPO durch Verzicht oder unterbliebene RÃ¼ge in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung geheilt. Vorliegend handelt es sich nÃ¤mlich um einen Fehler bei der
UrteilsfÃ¤llung, von dem der ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung noch keine Kenntnis haben konnte (vgl BGH NJW 1992,
1966, 1967).

Von einer ZurÃ¼ckverweisung kann nicht abgesehen werden; die
Sachverhaltsfeststellungen des LSG ermÃ¶glichen keine abschlieÃ�ende
Entscheidung aus sonstigen GrÃ¼nden. Dies gilt insbesondere fÃ¼r die Frage, ob
bzw inwieweit die aufgehobenen Bewilligungsbescheide betreffend das AlÃ¼g
rechtswidrig waren oder nachtrÃ¤glich "rechtswidrig" geworden sind (Â§Â§ 45, 48
SGB X iVm Â§ 152 AFG). Fraglich ist bereits, ob der angefochtene Bescheid der
Beklagten vom 1. Oktober 1996 inhaltlich hinreichend bestimmt (Â§ 33 SGB X) ist;
insoweit ist von Bedeutung, ob aus ihm hinreichend deutlich hervorgeht, welche
Bescheide Ã¼ber die Bewilligung von AlÃ¼g in welcher HÃ¶he aufgehoben bzw
zurÃ¼ckgenommen worden sind. Eine pauschale Teilaufhebung aller Bescheide
fÃ¼r den gesamten streitigen Zeitraum in HÃ¶he von 29.050,00 DM genÃ¼gt
jedenfalls nicht. Ob dem angegriffenen Bescheid ein erlÃ¤uternder Anhang
beigefÃ¼gt war oder ob zusÃ¤tzliche Ã�nderungsbescheide ergangen sind, die mit
dem Aufhebungsbescheid ggf eine Einheit bilden, wird das LSG â�� auch unter
BerÃ¼cksichtigung der dem AnhÃ¶rungsschreiben vom 4. MÃ¤rz 1996
beigefÃ¼gten ErlÃ¤uterungen â�� zu ermitteln haben.

Von geringerer Bedeutung wird sein, ob und inwieweit die Aufhebung der einzelnen
AlÃ¼g-Bescheide auf Â§ 45 SGB X oder Â§ 48 SGB X zu stÃ¼tzen ist. Insoweit
dÃ¼rfte jedenfalls eine Umdeutung nicht erforderlich sein, weil nicht die Regelung,
also der VerfÃ¼gungssatz, des Verwaltungsaktes betroffen ist, sondern nur seine
BegrÃ¼ndung (vgl hierzu BSGE 87, 8, 11 = SozR 3-4100 Â§ 152 Nr 9; BVerfGE 80,
96, 97). Allenfalls handelt es sich um das Problem der falschen Rechtsgrundlage.
Dies Ã¤ndert aber nichts daran, dass die RechtmÃ¤Ã�igkeit des Verwaltungsakts
unter jedem rechtlichen Gesichtspunkt zu prÃ¼fen ist (BSGE 87, 8 ff = SozR 3-4100
Â§ 152 Nr 9; BSG, Urteil vom 25. April 2002 â�� B 11 AL 69/01 R -,
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unverÃ¶ffentlicht), was die BerÃ¼cksichtigung auch solcher RechtsgrÃ¼nde
einschlieÃ�t, die die VerwaltungsbehÃ¶rde zur BegrÃ¼ndung des angefochtenen
Bescheids nicht angefÃ¼hrt hat, es sei denn, durch die neue BegrÃ¼ndung wÃ¼rde
der Verwaltungsakt nach Voraussetzungen, Inhalt und Wirkung wesentlich
verÃ¤ndert oder die Rechtsverteidigung des Betroffenen in nicht zulÃ¤ssiger Weise
beeintrÃ¤chtigt bzw erschwert (BSGE 29, 129, 132 = SozR Nr 123 zu Â§ 54 SGG;
BSG SozR 3900 Â§ 41 Nr 4; SozR 1500 Â§ 77 Nr 6; SozR 2200 Â§ 1227 Nr 10).
Gerade beim Auswechseln von Â§ 45 SGB X und Â§ 48 SGB X als Rechtsgrundlage
einer Aufhebung von Leistungsbewilligungen tritt jedoch regelmÃ¤Ã�ig eine
unzulÃ¤ssige Ã�nderung von Regelungsumfang oder Wesensgehalt nicht ein; die
beiden Normen sind auf dasselbe Ziel gerichtet und erfassen vorliegend denselben
Lebenssachverhalt (vgl zu diesen Voraussetzungen: BSGE 87, 8 ff = SozR 3-4100 Â§
152 Nr 9; BSG SozR 3-3660 Â§ 1 Nr 1; BSG, Urteil vom 18. September 1997 â�� B
11 AL 9/97 R -, DBlR Nr 4454a zu Â§ 152 AFG; BSG, Urteil vom 25. April 2002 â�� B
11 AL 69/01 R -, unverÃ¶ffentlicht). Eine unzulÃ¤ssige BeeintrÃ¤chtigung und
Erschwerung der Rechtsverteidigung liegt ebenfalls nicht vor; denn das bloÃ�e vom
Wunsch des Betroffenen getragene Interesse daran, dass ein belastender
Verwaltungsakt nicht nachtrÃ¤glich auf eine ihn tragende Rechtsgrundlage
gestÃ¼tzt wird, ist rechtlich nicht geschÃ¼tzt (BSG, Urteil vom 25. April 2002 â�� B
11 AL 69/01 R -, unverÃ¶ffentlicht). Das LSG kann sich bei seiner Entscheidung im
Ã�brigen an bereits ergangenen Entscheidungen des BSG zur Frage der
"BÃ¶sglÃ¤ubigkeit" bei BerÃ¼cksichtigung einer falschen Lohnsteuerklasse und
damit einer falschen Leistungsgruppe orientieren (BSG SozR 3-1300 Â§ 45 Nr 42
und 45; zur Anwendung des Â§ 152 AFG iVm Â§Â§ 48 und 45 SGB X fÃ¼r
Sachverhalte vor dem 1. Januar 1994 vgl BSG SozR 3-4100 Â§ 152 Nr 8 und 9). Die
Jahresfrist der Â§Â§ 45 Abs 4 Satz 2, 48 Abs 4 SGB X ist jedenfalls eingehalten. Das
LSG wird bei seiner Entscheidung auch Ã¼ber die Kosten des Revisionsverfahrens
zu befinden haben.

Erstellt am: 17.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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